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ohne plausible Darlegung und Be-
gründung ist daher nicht ausrei-
chend. Die Vergabestelle muss
darstellen, dass zusätzliche Fi-
nanzmittel nicht bewilligt werden
konnten. Dabei ist auch die Über-
schreitung eines verbindlich fest-
gelegten Budgets näher zu erläu-
tern. Unter Berücksichtigung die-
ser Grundsätze konnte hier die
bloße Behauptung der Vergabe-
stelle einer internen Budgetüber-
schreitung keine Aufhebung recht-
fertigen. > HOLGER SCHRÖDER

Der Autor ist Fachanwalt für Vergabe-
recht bei Rödl & Partner in Nürnberg

rücksichtigen, ist vom Einzelfall
abhängig.
Vorliegend hat die Vergabestelle

nach Ansicht der Karlsruher Ver-
gabekammer keine hinreichende
Prüfung für einemangelnde Finan-
zierbarkeit des Bauvorhabens
nachvollziehbar erläutert. Für das
Vorliegen des Aufhebungsgrundes
trifft den Auftraggeber die Darle-
gungs- und Beweislast. Dem Auf-
traggeber ist es nicht gestattet,
nach Gutdünken nachträglich be-
stimmte Auftragssummen für al-
lein noch finanzierbar zu erklären.
Die pauschale Behauptung einer
internen Budgetüberschreitung

Schritt hat der Auftraggeber zu be-
rücksichtigen, dass es sich bei der
Kostenermittlung nur um eine
Schätzung handelt, von der die
nachfolgenden Ausschreibungser-
gebnisse erfahrungsgemäß erheb-
lich abweichen können. Er hat
deshalb für eine realistische Er-
mittlung des Kostenbedarfs einen
ganz beträchtlichen Aufschlag auf
den sich nach der Kostenschät-
zung ergebenden Betrag vorzu-
nehmen. In welcher Höhe ein
Aufschlag auf den sich nach der
Kostenschätzung ergebenden Be-
trag vorzunehmen ist, um die Un-
sicherheiten der Schätzung zu be-

tes scheitern oder jedenfalls we-
sentlich erschwert sein, so die ba-
den-württembergische Nachprü-
fungsbehörde. Die Aufhebung ei-
ner Ausschreibung ist daher re-
gelmäßig dann nicht vergabe-
rechtskonform, wenn die fehlende
Finanzierung auf Fehler des Auf-
traggebers bei der Ermittlung des
Finanzierungsbedarfs und auf die
sich daran anschließende Einwer-
bung der benötigten Mittel zu-
rückzuführen ist. Dies erfordert
von ihm in einem ersten Schritt,
dass er die Kosten für die zu verge-
benden Leistungen sorgfältig er-
mittelt hat. In einem zweiten

Die Vergabekammer Baden-
Württemberg (Beschluss vom 25.
Oktober 2016 – 1 VK 45/16) aner-
kennt zwar, dass die mangelnde
Finanzierbarkeit einen die Aufhe-
bung des Vergabeverfahrens
rechtfertigenden, anderen schwer-
wiegenden Grund gemäß § 17 EU
Absatz 1 Nr. 3 VOB/A darstellen
kann. Voraussetzung ist aber zum
einen, dass der Auftraggeber den
Kostenbedarf mit der gebotenen
Sorgfalt ermittelt hat. Zum ande-
ren muss die Finanzierung des
ausgeschriebenen Vorhabens bei
Zuschlagserteilung auch des güns-
tigsten wertungsfähigen Angebo-

Eine Vergabestelle schrieb
Rohbauarbeiten für den

Neubau einer Sporthalle im offe-
nen Verfahren europaweit aus.
Nach der Submission wurden
die Bieter über die Aufhebung
des Vergabeverfahrens unterrich-
tet. Zur Begründung führte der
Auftraggeber unter anderem
schwerwiegende Gründe wegen
begrenzter Budgetmittel an. Das
niedrigste Angebot lag bei zirka
5,6 Millionen Euro (brutto). Der
bestbietende Bauunternehmer
rügte daraufhin die Verfahrens-
aufhebung als rechtswidrig. Mit
Erfolg.

Fehlende Haushaltsmittel: Vergabekammer Baden-Württemberg zur pauschal begründeten Aufhebung

Aufhebung zu leicht gemacht

Um den Neubau einer Turnhalle gab es Streit. FOTO DPA

Die Bundesnetzagentur führt jetzt ein Marktstammdatenregister

Neue Zuständigkeit
abgeschafft werden. Das Markt-
stammdatenregister ist zum 1. Juli
gestartet und erfasst sämtliche Er-
zeugungsanlagen in Deutschland
– sowohl Strom als auch Gas und
deren Betreiber. Verantwortlich
für das Register ist die Bundes-
netzagentur.
Das Anlagenregister für Erneu-

erbare-Energie-Anlagen, die ab
August 2014 in Betrieb gegangen
sind, sowie das Photovoltaik-Mel-
deportal, bei dem Betreiber ihre
Solaranlagen melden müssen, sol-
len in dem neuen Register aufge-
hen. Die Registrierung von geför-
derten Anlagen (nach Erneuerba-
ren Energien Gesetz (EEG) bezie-
hungsweise Kraftwärmekopp-
lungsgesetz (KWKG)) wird Vo-
raussetzung dafür, dass Marktprä-
mien, Einspeisevergütungen und
Flexibilitätsprämien nach dem Er-
neuerbare-Energien-Gesetz sowie
Zuschlagszahlungen und sonstige
finanzielle Förderungen nach dem
Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz
gezahlt werden. > BSZ

nische Verzeichnis energiewirt-
schaftlicher Daten (Marktstamm-
datenregisterverordnung –
MaStRV) im Bundesgesetzblatt
verkündet. Die Verordnung tritt
zum 1. Juli 2017 in Kraft. Mit dem
neuen Marktstammdatenregister
(MaStr) sollen viele behördliche
Meldepflichten zukünftig durch
die zentrale Registrierung verein-
heitlicht, vereinfacht oder ganz

Neben Betreibern von Anlagen
für erneuerbare Energien, Kraft-
wärmekopplungsanlagen und
konventionellen Kraftwerken
müssen sich auch Bilanzkreisver-
antwortliche, Messstellenbetrei-
ber, Netzbetreiber, Stromlieferan-
ten, Transportkunden und Betrei-
ber von Marktplätzen registrieren.
Im April 2017 wurde die Ver-

ordnung über das zentrale elektro-

Auch Betreiber von Photovoltaik- und Windkraftanlagen müssen sich im
Marktstammregister eintragen. FOTO WRANESCHITZ
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